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< Editorial

desregierung. Lesen Sie zu den Positionen auch den Leitartikel 
dieser Ausgabe.

Bei den laufenden Tarifverhandlungen für Bund und Kommunen 
zeichnet sich bereits ab, dass die Arbeitgeber kein ernsthaftes 
 Interesse an Verhandlungen, geschweige denn an einer Einigung 
haben. Das begann schon damit, dass die Arbeitgeber zur ersten 
Verhandlungsrunde in Potsdam erneut kein Angebot mitgebracht 
haben, obwohl seit Oktober die Forderungen der Gewerkschaften 
vorliegen. Bei der zweiten Runde in Potsdam wiederholten die 
Arbeitgeber diese Blockadehaltung. Es grenzt schon an Hohn, 
dass die Verhandlungsführerin des Bundes im Anschluss an die 
zuvor gezeigte Blockadehaltung ihren Optimismus zur Erreichung 
eines Abschlusses in einer dritten Verhandlungsrunde vor den 
 Kameras der Nachrichtensender formulierte.

Dieses Verhalten, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist das Gegen
teil von Wertschätzung für die Beschäftigten des Bundes! In der 
Folge hat auch der vbob seine Mitglieder aufgerufen, sich an De
monstrationen, Veranstaltungen und Aktionen im gesamten Bun
desgebiet aktiv zu beteiligen. Wer seine Interessen durchsetzen 
möchte, der muss sich auch aktiv beteiligen. Das gilt nicht nur mit 
Blick auf die Bundestagswahl; das gilt auch für die Durchsetzung 
von Solidarinteressen wie Tarifforderungen in einer Gewerkschaft.

Und hier liegt ein Problem, das ich auch von dieser Stelle anspre
chen muss. Auch bei den in dieser Tarifrunde durchgeführten 
 Aktionen zeigte sich, dass die Bereitschaft zur aktiven Unter
stützung der Durchsetzung eigener Gehaltsforderungen bei den 
meisten Mitgliedern offensichtlich nicht vorhanden ist. Ich be
danke mich ausdrücklich bei allen Mitgliedern, die ohne Diskus
sion der Rahmenbedingungen wie Wetter, Tag, Uhrzeit, Ort, 
Dienstgeschäft und welche Gründe auch ansonsten entschei
denden Einfluss auf das Nichterscheinen hatten, sich für die Ver
besserung nicht nur der eigenen, sondern der Vergütung aller 
 Beschäftigten in der Bundesverwaltung eingesetzt haben. Sie ha
ben sich mit vbob Fahne, Trillerpfeife, Weste, Schal und so weiter 
gezeigt und damit deutlich gemacht – mit uns im vbob nicht.

Wäre die Bereitschaft bei allen Mitgliedern gleich stark ausge
prägt – wir hätten mit Tausenden vboblern demonstrieren kön
nen. Das ist schade, das hat Wirkung gekostet, das wird sich in 
 einem Tarifergebnis schlussendlich auch niederschlagen. Im 
 Ergebnis darf es uns als Mitglied in einer Gewerkschaft Bundes
beschäftigte nicht gleichgültig lassen, wie mit uns und unseren 
Beschäftigungsbedingungen auch bei Tarifverhandlungen umge
gangen wird. Solidarität ist ein wichtiges Merkmal unserer Ge
meinschaft. Die Zukunft des vbob liegt in unser aller Händen, 
sprechen auch Sie Ihre Kolleginnen und Kollegen an und fragen 
Sie, ob Interesse an einer Mitgliedschaft und Mitarbeit in unserer 
Solidargemeinschaft besteht. Nähe ist unsere Stärke!

Mit besten Grüßen 
Ihr

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

Gott sei Dank, so höre ich allenthalben, ist dieser überaus nervige 
Bundestagswahlkampf nun endlich vorbei. Deutschland hat ge
wählt und nun gilt es für die Parteien, sich mithilfe von Analysten 
einerseits und Parteigremien andererseits über die Folgen des 
Bürgerentscheids zu verständigen. Das Ergebnis mag vielleicht 
teilweise erschrecken, erwartbar war so manches davon dennoch. 
Was wir als Gewerkschaft Bundesbeschäftigte in der derzeitigen 
innen und geopolitischen Lage brauchen, ist jetzt eine stabile Re
gierung und mehr Gemeinsamkeit der Parteien bei der konkreten 
Lösung der drängenden Probleme in Deutschland. Jetzt müssen 
den im Wahlkampf allzu oft titulierten besonderen und kritischen 
Lagebildern auch Taten durch eine neue Bundesregierung folgen.

Die wirtschaftliche Gesamtsituation, infolge derer Deutschland 
das dritte Jahr in Folge in einer Rezession steckt, die Migrations 
und sicherheitspolitische Lage, aber auch der Abbau von Büro
kratie und die stellenbezogene Abschmelzung der Ministerial 
und Bundesverwaltung waren die innenpolitischen Themen des 
Wahlkampfes.

Der vbob hat im Vorfeld der Bundestagswahl den Parteien seine 
Positionen vermittelt. Dazu gehört unter anderem, dass man mit 
pauschalen Einsparauflagen keine Prioritäten setzt, sondern 
 lediglich auf populistische Art und Weise von eigenen politischen 
Fehlern und Fehlentwicklungen ablenkt. Wir sind gespannt, ob 
und wie nun durch eine neue Bundesregierung die angekündigte 
Um und Neuorganisation erfolgen wird und was das für be
troffene Kolleginnen und Kollegen konkret bedeutet.

Als Gewerkschaft Bundesbeschäftigte werden wir die Maßnah
men kritisch begleiten und gemeinsam mit unseren Personal
rätinnen und Personalräten an den Folgen für die Beschäftigten 
arbeiten. Im Februar, noch vor der Wahl, haben wir ein entspre
chendes Positionspapier mit Forderungen an eine neue Bundes
regierung veröffentlicht. Diese Forderungen bilden für uns die 
Leitlinien für die bevorstehenden Gespräche mit der neuen Bun
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„Wer Bürokratieabbau mit 
Stellenabbau übersetzt, 
hat Verwaltung nicht 
 verstanden“
Ein handlungsfähiger Staat ist eine wichtige Säule 
unserer Gesellschaft und ein wesentlicher Bau
stein für die Attraktivität Deutschlands als Wirt
schaftsstandort. Die Beschäftigten des Staates 
stehen für Verlässlichkeit, Stabilität, Leistungs
bereitschaft und vertrauenswürdiges Arbeiten.

Der vbob hat sich daher als die 
Interessenvertretung der Bun
desbeschäftigten gegen die po
pulistischen Vorhaben der kon
kurrierenden Parteien gestellt. 
„Wer Bürokratieabbau mit Stel
lenabbau übersetzt, hat Ver
waltung und deren Aufgaben 
nicht verstanden“, so Bundes
vorsitzender Frank Gehlen. 

Politikerinnen und Politiker na
hezu aller Parteien haben sich 
im Wahlkampf überboten mit 
Einsparfantasien statt mit der 
Frage von wettbewerbsfähigen 
Beschäftigungsbedingungen in 
der Bundesverwaltung. Eine 
Umsetzung dieser Einspar
ideen wird absehbar für die Be
schäftigten der Bundesverwal
tung zu weiterer Überlastung 
führen.

 < Tarifverhandlungen –  
Totalverweigerung der 
Arbeitgeberseite

Am Muster der durch die 
 Arbeitgeber in der ersten und 
zweiten Runde ohne Angebot 
blockierten Tarifverhandlun
gen lässt sich zudem absehen, 
wie ernst gemeint die oft vor

getragene Fürsorge und Wert
schätzung in Wahrheit sind. 
Insbesondere der Hinweis der 
für den Bund verhandelnden 
Bundesinnenministerin vor 
den Kameras im Anschluss an 
die Totalverweigerung der Ar
beitgeberseite in der zweiten 
Runde war bezeichnend. Sinn
gemäß sei sie guter Hoffnung 
auf eine Einigung in der dritten 
Verhandlungsrunde, was 
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nichts anderes heißt als: „Mal 
sehen, ob und wie viel Druck 
ihr auf die Straße bringt“, und 
auch: „Vorher hatten wir auch 
nicht die Absicht, ein Angebot 
zu formulieren.“

Wir fordern eine neue Bundes
regierung daher auf,

 > sich unverzüglich mit einer 
Reform der amtsangemes
senen, leistungsgerechten 
Alimentation zu befassen, 
die den Namen verdient: 
Bereits seit nunmehr fünf 
Jahren sind sich die Bundes
regierungen nach der Recht
sprechung des Bundesverfas
sungsgerichtes im Klaren 
darüber, dass die Besoldung 
verfassungswidrig ist. Ein 
Entwurf der Ampelregierung, 
der aufgrund deren Schei
terns nicht mehr in den Bun
destag eingebracht wurde, 
hat belegt, dass es keine 
ernsthaften Reformbemü
hungen gibt, sondern ledig
lich das zwingend vorgege
bene Mindestmaß erfüllt 
werden soll. Eine neue Bun
desregierung muss den An

spruch haben, Beschäftigung 
in der Bundesverwaltung 
 attraktiv zu gestalten. Dass 
muss neben der Rechtspre
chung Motivation für eine 
echte Reform des Besol
dungsrechtes sein.

 > das Dienstrecht zu reformie
ren und in die Zeit zu stellen: 
Auch im Bereich des Dienst
rechtes zeigt sich immer stär
ker der Reformstau. So sind 
es die Alimentation und das 
Besoldungsrecht, die Rege
lungen zum Zugang und das 
Beamtenrecht, die Aufstel
lung des Beihilfesystems im 
Beihilferecht, das Reisekos
tenrecht, das Versorgungs
recht. Es gibt keinen Bereich 
des Dienstrechtes, der nicht 
angepackt werden müsste. 
Die Ampel hat mit dem Diszi
plinarrecht und der darin ge
regelten Entfernung aus dem 
Dienst ohne vorgeschaltetes 
gerichtliches Verfahren ein 
schlechtes Beispiel für eine 
Reform des Dienstrechtes 
 geliefert.

 > sich ernsthaft mit der Durch
lässigkeit des Laufbahnsys
tems zu beschäftigen und die 

Anerkennung von Bildungs
abschlüssen zu erleichtern: 
Seit vielen Legislaturperio
den weisen wir unterschiedli
che Bundesregierungen auf 
das Erfordernis der Ermögli
chung von leistungsbezoge
ner Durchlässigkeit im Lauf
bahnsystem hin. Das ist nicht 
nur eine Grundforderung un
serer Gewerkschaft Bundes
beschäftigte, sondern das 
wird neben der beschäfti
gungsfreundlichen Gestal
tung von Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie ein zwin
gend notwendiges Element 
bei der wettbewerblichen 
Personalakquise. Kein ande
rer Arbeitgeber schließt Kar
riere mit Bezug auf den er
worbenen Schulabschluss 
aus. Diesen „Luxus“ kann sich 
auch die Bundesverwaltung 
nicht mehr leisten.

 > Ausbildung in der Bundes
verwaltung dauerhaft zu er
möglichen und damit eigene 
Nachwuchssicherung zu 
 betreiben: 
Wie kann man ernsthaft 
über die Bewältigung des 
Fachkräftemangels und die 

Deckung des Nachwuchs
bedarfes sprechen, ohne die 
Zusage einer unbefristeten 
Übernahme nach erfolg
reichem Abschluss der 
 Ausbildung in der Bundes
verwaltung zu geben? 
Dass das von den Arbeitge
bern auch im Rahmen der Ta
rifverhandlungen kategorisch 
abgelehnt wird, zeigt deren 
Fehleinschätzung deutlich. 
Sollte der Bedarf an den Ab
solventinnen und Absolven
ten nicht gegeben sein, so 
muss über die Reform der 
Ausbildung gesprochen wer
den. Zudem braucht es eine 
klare Priorisierung des Auf
baus und der ressourcenbe
zogenen Sicherung unserer 
Ausbildung auf Bundesebene, 
insbesondere auch bei der 
Hochschule des Bundes.

 > das Lohnabstandsgebot zur 
Grundsicherung einzuhalten 
und die vorhandenen tarif
vertraglichen Möglichkeiten 
für Eingruppierung und Hö
hergruppierung von Tarif
beschäftigten zu nutzen: 
Der häufig erteilte Verweis 
auf die Tarifparteien, die sol
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che Abstände durch tarifver
tragliche Regelungen sicher
stellen müssten, geht fehl. 
Bereits heute und mit dem 
bestehenden Tarifrecht hätte 
die Bundesregierung hinrei
chend Möglichkeiten, Tarif
beschäftigte anders oder 
 höher einzugruppieren. Wer 
von Beschäftigten Flexibilität 
einfordert, muss sich im Ge
genzug an der Anwendung 
des flexiblen Tarifrechtes 
messen lassen. 
Dass es in der Bundesver
waltung Kolleginnen und 
Kollegen gibt, deren Eingrup
pierung hinsichtlich des 
 Abstandsgebotes zur Grund
sicherung als nicht ausrei
chend bewertet werden 
muss, dafür müssen sich die 
Arbeitgebenden schämen, 
wir wollen das grundlegend 
ändern.

 > Vorschläge zur Arbeitszeit
flexibilisierung und für eine 
dauerhafte Rückführung der 
Wochenarbeitszeit vorzu
legen und damit das bald 
20jährige Versprechen zeit
nah einzulösen: 
Es kommt leider immer wie
der vor, dass Mitglieder der 
Bundesregierung oder des 
Bundestages entgegnen, dass 
eine Rückführung der Wo
chenarbeitszeit nicht in die 
Zeit passe. Es ist und bleibt 
ein großer Vertrauensbruch 
der Bundesregierung, die seit 

20 Jahren ihre Zusage nicht 
einhält, die einseitig verfügte 
Erhöhung der Wochenar
beitszeit ohne Lohnausgleich 
zurückzuführen. Das Festhal
ten am Wortbruch wird sich 
für die Bundesverwaltung 
 rächen. Wir werden, egal ob – 
wie politisch in Rede ste
hend – zen tral oder – sinnvol
lerweise – weiter dezentral, 
ein Personalgewinnungspro
blem verstärken, denn die 
 Beschäftigten wie auch der 
Nachwuchs messen die Ar
beitszeitbedingungen auch 
bei anderen Arbeitgebern. 
Wenn die gewünschte Flexi
bilität nicht angeboten wird, 
wird der Bund das Nachsehen 
haben. Das verschärft für die 
Kolleginnen und Kollegen im 
Bestand die Arbeitsbelastung 
zusätzlich und das lehnen wir 
ab.

 > Beihilfe und Versorgung zu 
erhalten und zukunftsfähig 
zu gestalten (siehe oben).

 > eine nachhaltige Verwaltung 
mit klimaneutraler Mobilität 
durch Jobticket, Fahrradlea
sing und ELadestationen zu 
ermöglichen.

 > die Digitalisierung mit den 
Beschäftigten und für die Be
schäftigten voranzubringen: 
Liest man sich die kursieren
den Expertinnen und Exper
tenpapiere durch, so erkennt 
man ohne großen Aufwand, 
dass diese praxisfern sind. 

Um den größtmöglichen 
Nutzen für Bürgerinnen und 
Bürger einerseits, für die exe
kutive Verwaltung und deren 
Beschäftigte andererseits zu 
generieren, braucht es nicht 
nur Expertenworkshops, son
dern die Einbeziehung von 
Praktikerinnen und Prakti
kern. 
Die Diskussion um die Errich
tung und Gestaltung eines 
Digitalministeriums lässt da
bei nichts Gutes erahnen. 
Funktionierendes und die Ar
beit Erleichterndes zur Nach
nutzung freizugeben wäre 
eine Möglichkeit, erprobte di
gitale Arbeitsunterstützung 
oder auch Massenverfahren 
schneller und zum Nutzen der 
Beschäftigten „in die Fläche“ 
zu bringen. Das „Prinzip des 
Rezeptetausches zwischen 
Nachbarn“ könnte im über
tragenen Sinne eine echte Al
ternative zum Verfassen um
fänglicher Kochbücher durch 
sachfremde Experten sein.

 
Die Beschäftigten des Bundes 
möchten durch gute Arbeit 
und Dienstleistung weiterhin 
das Vertrauen der Bürgerinnen 
und Bürger in den Staat erhal
ten und stärken. Sie wollen die 
Vorbildfunktion der öffentli
chen Verwaltung auch und 
 gerade in ihrer Vielfalt gerne 
umsetzen. Damit dies künftig 
noch besser gelingt, sollten die 

Beschäftigten und ihre Interes
senvertretungen in den Perso
nalräten und Gewerkschaften 
beteiligt und damit Reformen, 
die nachvollziehbar sind, einge
leitet und gestaltet werden.

Der Prüfmaßstab bei der Ge
staltung und Umsetzung von 
Reformen muss die Möglich
keit der Mitbestimmung durch 
die Bundesbeschäftigten sein.

„Eine Abschwächung oder gar 
Abschaffung von Mitbestim
mungsrechten der Personalrä
te durch die kalte Küche ist mit 
uns nicht zu machen“, so Bun
desvorsitzender Gehlen. Viel
mehr braucht es eine Moder
nisierung und Stärkung der 
Beschäftigtenrechte. Die Zei
ten, in denen Behördenleitun
gen ohne die Beschäftigten
vertretungen schalten und 
walten konnten, gehören aus 
guten Gründen der Vergangen
heit an.

Eine neue Bundesregierung 
wird nur mit den Beschäftigten 
der Bundesverwaltung erfolg
reich sein. Wir als vbob erwar
ten von der Bundesregierung 
Innovation und Weiterent
wicklung in Partnerschaft! Zu 
den notwendigen Gesprächen 
stehen wir jederzeit bereit.

Mehr auch auf der Homepage 
unter Positionen des vbob.  fg
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Tarifrunde 2025

Ab jetzt zählt die Unterstützung jedes Einzelnen
Die Tarifrunde zwischen Bund, der Vereinigung der kommunalen Arbeitge
ber einerseits und den Gewerkschaften andererseits hat am 9. Oktober 2024 
mit der Bekanntgabe der gewerkschaftlichen Forderungen begonnen. Dem 
vorausgegangen waren mehrere Regionalkonferenzen, an denen sich auch 
Kolleginnen und Kollegen der vbob Gewerkschaft Bundesbeschäftigte be
teiligten.

Am 24. Januar 2025 fand in 
Potsdam die erste Runde der 
Tarifverhandlungen in der dies
jährigen Einkommensrunde 
mit dem Bund und der Vereini
gung der kommunalen Arbeit
geberverbände (VKA) statt. 
 Begleitet wurde die Versamm
lung von einer lautstarken 
Gruppe aus allen Mitgliedsge
werkschaften des dbb. Natür
lich waren auch einige Kolle
ginnen und Kollegen der vbob 
Gewerkschaft Bundesbeschäf
tigte vertreten und begrüßten 
die Bundesinnenministerin 
Nancy Faeser und die Verhand

lungsführerin der VKA, Karin 
Welge, mit einem lautstarken 
Pfeif und Hupkonzert. Unsere 
Forderungen wurden ebenso 
lautstark unterstrichen. In der 
anschließenden Verhandlungs
runde wurden die Forderungen 
und Erwartungen der Beschäf
tigten dargestellt und im De
tail begründet.

1. Entgelt

 > Entgelterhöhung im Volu
men von 8 Prozent, mindes
tens aber 350 Euro monatlich 
(Laufzeit zwölf Monate). 

Das Volumen kann auch zum 
besseren finanziellen Aus
gleich von besonderen Belas
tungen genutzt werden. 
Hierzu sind Zulagen und Zu
schläge wie folgt zu erhöhen:

 > Erhöhung der ständigen 
Wechselschichtzulage auf 
303,37 Euro monatlich, der 
ständigen Schichtzulage 
auf 197,15 Euro monatlich 
sowie entsprechende An
passung des Stundensatzes 
bei unständiger Wechsel
schicht beziehungsweise 
Schichtarbeit; Dynamisie
rung der Zulagen

2.  Auszubildende, dual Studie-
rende, Praktikantinnen und 
Praktikanten

 > Erhöhung der Entgelte der 
Auszubildenden, dual Studie
renden, Praktikantinnen/
Praktikanten um 200 Euro 
monatlich (Laufzeit zwölf 
Monate)

 > Unbefristete Übernahme der 
Auszubildenden und Studie
renden nach erfolgreichem 
Abschluss in Vollzeit im er
lernten Beruf

3. Arbeitszeit

 > zusätzlich drei freie Tage 
(§ 26 TVöD) zum Ausgleich 
der hohen Verdichtung der 
Arbeit sowie einen zusätzli
chen freien Tag für Gewerk
schaftsmitglieder

 > Berechnung des Durch
schnitts der regelmäßigen 
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 < die vbob Delegation zur ersten Tarifrunde
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wöchentlichen Arbeitszeit 
unter Zugrundelegung eines 
Zeitraums von längstens 
 einem Monat

 > Überstundenzuschläge für 
Teilzeitbeschäftigte bereits 
bei Überschreitung der 
 in dividuell vereinbarten 
 wöchentlichen Arbeitszeit

 > Neuregelung der Altersteil
zeit unter Einbeziehung einer 
Vorrangregelung für beson
ders belastete Beschäftigte 
für den vorzeitigen Eintritt in 
den Ruhestand

 > Einrichtung eines „MehrZeit
fürmichKontos“, über das die 
Beschäftigten (ohne Nach
wuchskräfte) eigenständig 
verfügen (Zeitsouveränität)

 < „Mehr-Zeit-für-mich-
Konto“

Beschäftigte entscheiden am 
Ende des Ausgleichszeitraums, 
ob die zusätzliche Arbeitszeit 
einschließlich der Überstun
denzuschläge ausgezahlt oder 
auf das „MehrZeitfürmich
Konto“ gebucht wird.

Auf das „MehrZeitfürmich
Konto“ können auf Wunsch 
der/des Beschäftigten insbe
sondere folgende Bestandteile 
gebucht werden:

 > Entgelterhöhungen
 > zusätzliche freie Tage
 > Überstunden
 > Zeitzuschläge
 > Teile der Jahressonderzahlung

Das „MehrZeitfürmichKon
to“ kann von den Beschäftig
ten insbesondere für eine Re
duzierung der wöchentlichen 
Arbeitszeit, zusätzliche freie 
Tage oder längere Freistel
lungsphasen genutzt werden.

Außerdem erwarten wir:
 > manteltarifliche Änderun
gen, auch für Auszubildende, 
dual Studierende, Praktikan
tinnen und Praktikanten

 > Teilzeitbeschäftigte: Verein
barung eines individuellen 
Rechts auf Erhöhung der 
 Arbeitszeit bis zur Vollzeitar
beit

 > Angleichung der Arbeitsbe
dingungen Ost an West

 > Umgehende Umsetzung der 
Verhandlungsverpflichtung 
aus der Einkommensrunde 
2020, wonach die Studienbe
dingungen von Studierenden 
in praxisintegrierten dualen 
Studiengängen für den Be
reich des Bundes tarifiert 
werden sollen

 > Auszubildende und Nach
wuchskräfte, die nach erfolg
reich abgeschlossener Ausbil
dung in ein Arbeitsverhältnis 
übernommen werden, sind 
der Stufe 2 zugeordnet

 > Anhebung des Verpflegungs
zuschusses bei auswärtigen 
Bildungsmaßnahmen auf 
28 Euro

 < Solidarität auf die Straße 
bringen

Diesen umfangreichen Forde
rungskatalog gilt es nun nach 
Möglichkeit umzusetzen. Dafür 
ist aber eine starke Mobilisie
rung aller vbob Mitglieder, un
abhängig ob Beamte, Arbeit
nehmer, Pensionäre oder 
Rentner, erforderlich. Denn 
letztlich profitieren alle von 
guten Ergebnissen. Die zweite 
Verhandlungsrunde in Pots
dam am 17. und 18. Februar 
2025 begann aufgrund des Ter
roranschlags auf eine Kundge
bung von ver.di in München 
mit einer gemeinsamen Solida
ritätsveranstaltung von Arbeit
gebern und den beiden Ge
werkschaften.

Alle Redner, darunter der Ver
handlungsführer und stellver
tretende dbb Bundesvorsitzen
de Volker Geyer, verurteilten 
den feigen Anschlag auf Kolle
ginnen und Kollegen, die sich 
für Verbesserungen der Ar
beitsbedingungen eingesetzt 
haben. In einer Schweigeminu
te wurde der beiden Toten, 
 einer Beschäftigten der Stadt 
München und ihrer zweijähri
gen Tochter, sowie der vielen 
Verletzten gedacht.

Die zweite Runde begann dann 
auch wie die erste geendet 
hatte: ohne konkretes Angebot 
der Arbeitgeber!

Die Arbeitgeber und der dbb 
haben sich zu Beginn des  ersten 
Verhandlungstags  zunächst auf 
Spezial und  Nischenthemen 
wie etwa Beschäftigte in den 
Sparkassen, Krankenhäuser und 
Hebammen oder duale praxis
orientierte Studiengänge kon
zentriert. Für die Mitglieder der 
dbb Verhandlungskommission 
stellte sich das Verhalten der 
Arbeitgeber als Verzögerungs
taktik und ein Spielen auf Zeit 
unter Einsatz von „Nebel
kerzen“ dar.

Insbesondere die Verweige
rung der Arbeitgeber, in das 
Thema Arbeitszeit beziehungs
weise Urlaub überhaupt einzu
steigen, zeigte deren Blockade
haltung.

Auch zu den berechtigten fi
nanziellen Forderungen der 
Gewerkschaften wurde mit 
 einem Gegenvorschlag der 
VKA mit einer „Nullrunde“ und 
36 Monaten Laufzeit ent
gegnet.

Für die Mitglieder der dbb Ge
werkschaften, also auch für die 
Mitglieder der vbob Gewerk
schaft Bundesbeschäftigte be
deutet dies, deutlich mehr Prä
senz auf der Straße zu zeigen. 
Erreicht wird dies nur durch die 
geplanten und bereits durch
geführten Warnstreiks in 
Bonn, Berlin und Flensburg so
wie an vielen anderen Orten, 
an denen sich vbob Mitglieder 
beteiligen.

Dennoch blieb die Anzahl der
jenigen Mitglieder, die sich für 
bessere und der Zeit angemes
sene Arbeitsbedingungen ein
setzen, leider sehr überschau
bar.

Die Bereitschaft, sich an Streiks 
zu beteiligen, spiegelt die von 
den Mitgliedern aufgestellten 
Forderungen an die Arbeit
geber jedenfalls derzeit in 
 keinem Fall wider.

Wer viel fordert, muss die For
derungen auch auf die Straße 
bringen, denn Tarifverhandlun
gen sind jedenfalls immer auch 
Machtverhandlungen. 
 lh

©
 S

ei
pt

8

vb
ob

 G
ew

er
ks

ch
af

t B
un

de
sb

es
ch

äf
ti

gt
e

vbob Gewerkschaft Bundesbeschäftigte

> vbob Magazin | März 2025

https://ver.di/


© Paper Trident/stock.adobe.com

Frauenthemen im Fokus

„Für ALLE Frauen und Mädchen:  
Rechte. Gleichheit. Ermächtigung.“
Insgesamt stagniert der Frauenanteil im Deutschen Bundestag und in den 
Länderparlamenten seit über zehn Jahren bei etwa einem Drittel. Dabei ist 
klar: Wir brauchen die Repräsentation aller für erfolgreiche Politik. Wir brau
chen Frauen, Menschen aus verschiedenen sozialen Klassen, mit verschiede
nen biografischen Hintergründen, Altersstrukturen und aus diversen Berufs
gruppen in den Parlamenten – Politik sollte eigentlich mit gutem Vorbild 
vorangehen, denn von Gleichstellung profitieren alle.

Sie hat die Möglichkeit, sich an 
vielen Stellen dafür einzuset
zen. Nicht nur in der Familien
politik, auch in der Steuerpoli
tik, der Gesundheits und 
Sozialpolitik mit Rente und 
Pflege. Immerhin: Durch die 
enge Zusammenarbeit von 
weiblichen Bundestagsabge
ordneten und Gewerkschafts
vertreterinnen im richtigen 
Moment gelang noch vor den 
Neuwahlen die Verabschie
dung des „Gewalthilfegeset
zes“, das den Frauen einen 
Rechtsanspruch auf Beratung 
und Unterstützung nach Aus
übung von Gewalt zubilligt 
und den Kommunen eine hohe 
Finanzzusage zum Beispiel für 
die Schaffung von mehr Frau
enhäusern beschert. Gleiches 
gilt für die neue gesetzliche Re
gelung zum Mutterschutz nach 
Fehlgeburt. So kann Frauen
politik gelingen und das kann 
gerade am diesjährigen Welt
frauentag besonders von ihnen 
gefeiert werden.

 < UN Women

Insgesamt verdient aber auch 
bei uns das von der Organisa
tion UN Women mitgeteilte 
Motto des diesjährigen Welt
frauentages „Für ALLE Frauen 
und Mädchen: Rechte. Gleich
heit. Ermächtigung.“ Aufmerk
samkeit und Beachtung.

Das diesjährige Thema rufe zu 
Maßnahmen auf, die gleiche 
Rechte, Macht und Chancen für 

alle 
und eine 
Zukunft, in der 
niemand zurückgelassen 
werde, ermöglichen können, 
heißt es in einer Medienmit
teilung der Organisation.

Im Mittelpunkt dieser Vision 
stehe die Befähigung der 
nächsten Generation – junger 
Menschen, insbesondere junger 
Frauen und heranwachsender 
Mädchen – als Katalysatoren 
für einen dauerhaften Wandel.

Das Jahr 2025 markiert für die 
UN zusätzlich den 30. Jahres
tag der Erklärung und Aktions
plattform von Peking. Diese ist 
UN Women zufolge nach wie 
vor der fortschrittlichste und 
am meisten unterstützte Ent
wurf für die Rechte von Frauen 
und Mädchen weltweit. Die 
Plattform dient als Richtschnur 
für Politiken, Programme und 
Investitionen, die sich auf ent
scheidende Bereiche des Le
bens wie Bildung, Gesundheit, 
Frieden, politische Teilhabe, 
wirtschaftliches Empower
ment und die Beseitigung von 

Ge
walt ge

gen Frauen 
und Mädchen auswirken.

Hingewiesen wird auf ver
schiedene Erfolge der Erklä
rung von Peking. So habe es 
zum Beispiel vor 1995 in nur 
zwölf Ländern gesetzliche 
Sanktionen gegen häusliche 
Gewalt gegeben, heute gebe 
es sie in 193 Ländern.

Der Einsatz für die Stärkung 
der Frauen und ihrer Rechte 
geht also weiter und der Welt
frauentag bietet auch hier in 
Deutschland immer wieder die 
Gelegenheit, diese Thematik 
weiter im Blick zu behalten.

 < Equal Pay Day

Die inzwischen allgemein be
kannte Kampagne um den 
Equal Pay Day ist ebenfalls Teil 
einer langfristig angelegten 
Strategie, um Benachteiligun
gen von Frauen gegenüber 
Männern im beruflichen Alltag 
sichtbar zu machen und Ge
genmaßnahmen zu ergreifen.

Nach Berechnungen des Statis
tischen Bundesamtes betrug 
die durchschnittliche Lohnlü
cke zwischen Frauen und Män
nern, der sogenannte Gender 
Pay Gap, im Jahr 2023 18 Pro
zent, 2024 sank er erfreulicher
weise auf 16 Prozent, sodass 
der symbolische Tag, ab dem 
Frauen im Vergleich mit den 
Männern bei Umrechnung des 
Prozentsatzes auf Arbeitstage 
nicht mehr umsonst arbeiten, 
der Equal Pay Day, im nächsten 
Jahr schon am 27. Februar 
stattfinden kann, in diesem 
Jahr findet er noch am 7. März 
statt.

Die diesjährigen am Equal Pay 
Day durchgeführten Aktionen 
machen besonders auf die im 
Juni 2023 in Kraft getretene 
EUEntgelttransparenzrichtli
nie (2023/970) aufmerksam, 
die bis 7. Juni 2026 in deut
sches Recht umgesetzt sein 
muss. Mit der dann für die 
 Arbeitgeber verpflichtenden 
Entgelttransparenz und trans
parent gestalteten Lohnstruk
turen können – so ist das 
Ziel – bestehende Ungleichhei
ten aufgedeckt und wirksamer 
als bisher bekämpft werden.

Die Kampagne Equal Care des 
gleichnamigen Bundesverban
des hat in diesem Jahr zehnjäh
riges Bestehen. In bundesweit 
allgemein zugänglichen Work
shops und Gesprächsrunden 
wird über Möglichkeiten und 
Maßnahmen debattiert, wie 
die zwischen Männern und 
Frauen vielfach ungleiche Ver
teilung der Sorgearbeit in 
Haushalt und Familie fair und 
gleichwertig verteilt werden 
kann. Ein weiteres Element, 
um in Bezug auf die faktische 
Gleichberechtigung von Män
nern und Frauen Fortschritte 
zu erzielen. adm
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Die zweite Verhandlungsrunde zur Einkommens
runde 2025 für die Beschäftigten von Bund und 
Kommunen am 17./18. Februar 2025 endete ohne 
entscheidende Annäherung. Die Arbeitgeberseite 
blockiert weiter und lehnt die Forderungen der 
Beschäftigten als zu hoch ab. Die verdiente Wert
schätzung gegenüber den Beschäftigten bleibt 
aus. (dbb, in seinen Warnstreikaufrufen)

 < Warnstreiks überall im 
öffentlichen Dienst – 
Bund und Kommunen in 
den Tarifverhandlungen

Der dbb und ver.di verhandeln 
mit dem Bund und den Kom
munen über Einkommen und 
Arbeitszeit von mehr als 
2,5 Millionen Beschäftigten. 
Diese arbeiten nicht nur in der 
Verwaltung, sondern auch in 
Kitas, an Schulen und Universi
täten, im Nahverkehr, bei den 
Abfallbetrieben oder an Flug
häfen. Auch Feuerwehrleute 
und Bundespolizisten gehören 
dazu.

Die Gewerkschaften wollen ein 
Lohnplus von 8 Prozent, min
destens aber 350 Euro monat
lich, durchsetzen. In besonders 
belastenden Jobs wie im Ge
sundheitsbereich soll es höhe
re Zuschläge geben. Außerdem 
wollen die Gewerkschaften 
drei zusätzliche freie Tage aus
handeln, für Gewerkschafts
mitglieder sogar vier. Das alles 
soll auf flexiblen Arbeitszeit
konten verwaltet werden, so

dass man selbst entscheiden 
kann, ob man sich Überstun
den auszahlen lassen oder sie 
ansammeln will.  
dpa – Deutsche Presse  
Agentur, 18. Februar 2025

Der dbb und ver.di wollen die 
Einrichtung eines „MehrZeit
fürmichKontos“ durchsetzen. 
Beschäftigte sollen am Ende 
 eines bestimmten Zeitraums 
entscheiden, ob zusätzlich ge
leistete Arbeitszeit mit Über
stundenzuschlägen ausgezahlt 
oder auf das neue Zeitkonto ge
bucht werden. Der dbb Vizechef 
Volker Geyer sagte: „In jeder 
Einkommensrunde liegt eine 
Chance, den öffentlichen Dienst 
attraktiver zu machen.“ Geyer 
weiter: „Bei der Arbeitszeitsou
veränität hinken wir der Wirt
schaft meilenweit hinterher.“

Die Ausbildungsvergütungen 
und Entgelte für Praktika sol
len um 200 Euro monatlich 
steigen. Für die Beamtinnen 
und Beamten des Bundes 
drängt der dbb auf Änderun
gen der Besoldung und eine 

Rückführung der Wochen
arbeitszeit von 41 auf 39 Stun
den sowie auf den Neuab
schluss eines Tarifvertrags zur 
Altersteilzeit mit bevorzugtem 
Zugang für Beschäftigte in be
sonders belastenden Berufen. 
Wirtschaftswoche,  
11. Februar 2025

 < Warum stocken die 
 Verhandlungen?

Die Gewerkschaften hatten 
ihre Forderungen im Oktober 
in ihren Gremien beschlossen. 
Bundesinnenministerin Faeser 
sagte damals, die Forderungen 
der Gewerkschaften seien sehr 
hoch. „Die Haushaltslage ist 
und bleibt angespannt, insbe
sondere auch in den Kommu
nen.“ 
Wirtschaftswoche, 
11. Februar 2025

Die Arbeitgeber haben in den 
bisher zwei Verhandlungsrun
den kein Angebot vorgelegt.

Die Verhandlungsführerin der 
Kommunen, die Gelsenkirche
ner Oberbürgermeisterin Karin 
Welge (SPD), verteidigte das. 
Man sei schlicht noch nicht so 
weit, eine verbindliche Rech
nung für beide Seiten vorzule
gen, „weil die Höhe der einzel
nen Forderungen zum Teil noch 
gar nicht bezifferbar ist.“ Innen
ministerin Nancy Faeser (SPD), 
die für den Bund verhandelt, 
betonte: „Die Gewerkschaften 
haben hohe Forderungen – und 

gleichzeitig müssen wir das Ge
meinwohl, die knappen Kassen 
und die Interessen der Steuer
zahlerinnen und Steuerzahler 
im Blick haben.“
dpa, 18. Februar 2025

Die Gewerkschaften werteten 
das fehlende Angebot als Aus
druck mangelnden Respekts: 
„Viele der Kolleginnen und Kol
legen arbeiten an der Belas
tungsgrenze und darüber hin
aus und darauf verweigern die 
öffentlichen Arbeitgeber kom
plett jede Lösung und jede 
Antwort“, beklagte Werneke. 
Geyer betonte, schließlich sei
en die Beschäftigten nicht ver
antwortlich für die Misere der 
öffentlichen Haushalte. „Und 
wir werden auch nicht zulas
sen, dass sie die Zeche zahlen 
müssen.“ 
dpa, 18. Februar 2025

Dass Proteste der Beschäftig
ten Wirkung zeigen, wurde bei 
den letzten Tarifverhandlungen 
für Bund und Kommunen deut
lich. Im April 2023 hatte es ei
nen Rekordabschluss im öffent
lichen Dienst gegeben. Dem 
gingen besonders zähe Gesprä
che voraus – begleitet von vie
len Streikaktionen. Erst nach 
einem Schlichtungsverfahren 
konnten sich die verhandeln
den Parteien in der vierten Ta
rifrunde auf einen Kompromiss 
einigen. Laut ver.di sind von 
den aktuellen Verhandlungen 
mehr als 2,5 Millionen Perso
nen direkt oder indirekt be
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troffen. Das BMI spricht von 
2,6 Millionen Beschäftigten bei 
den kommunalen Arbeitgebern 
und 132 000 Tarifbeschäftigten 
des Bundes.  
Behörden Spiegel,  
10. Februar 2025

 < Wie geht es jetzt weiter?

Eine dritte Tarifrunde ist für 14. 
bis 16. März in Potsdam verein
bart. Bundesinnenministerin 
Nancy Faeser (SPD) zeigte sich 
„zuversichtlich, eine Einigung 
in der dritten Verhandlungs
runde zu erreichen“. 

Sie erklärte: „Wir wollen ange
messene und faire Lösungen 
für den Bund und die Kommu
nen ebenso wie für die Be
schäftigten im öffentlichen 
Dienst finden.“ Das sei „eine 
Frage des Respekts davor, was 
die 2,6 Millionen Beschäftigten 
des öffentlichen Dienstes von 

Bund und Kommunen tagtäg
lich für uns alle in Deutschland 
leisten“.  
Behörden Spiegel,  
10. Februar 2025

dbb Verhandlungsführer Geyer 
betonte: „In den nächsten drei 
Wochen werden wir […] überall 
im Land Warnstreiks und Pro
testaktionen organisieren. An
ders kriegen wir die Arbeitge
benden offensichtlich nicht aus 
ihrer Blockadehaltung.“  
Handelsblatt, 18. Februar 2025

 < Exkurs:  
der durchschnittliche 
Neupensionär ist 63 Jah-
re und neun Monate alt

Die Regelaltersgrenze steigt 
derzeit schrittweise von 65 auf 
67. 2023 lag sie für alle vor 
1959 Geborenen bei 66 Jahren. 
79 Prozent der Neupensionä
rinnen und Neupensionäre 

schieden dagegen früher aus 
dem aktiven Dienst aus – und 
das meist deutlich eher, im 
Durchschnitt mit 63 Jahren 
und neun Monaten. Zum Ver
gleich: Von den gesetzlich Ver
sicherten ging 2023 etwas 
mehr als die Hälfte der insge
samt 953 000 neuen Ruhe
ständler früher in Rente als 
vorgesehen. Das Durch
schnittsalter bei Rentenstart 
lag bei ihnen bei 64,4 Jahren.

„Einige Berufsgruppen – bei
spielsweise Polizisten oder 
Feuerwehrleute – haben ein 
früheres Pensionsalter“, erklärt 
Martin Werding, Prof. für öf
fentliche Finanzen in Bochum 
und Mitglied des Sachverstän
digenrats für Wirtschaft. Ge
werkschaftsvertreter argu
mentieren, diese Berufe seien 
körperlich und seelisch sehr 
belastend, besondere Alters
grenzen daher gerechtfertigt. 

„Es ist allerdings fraglich, ob sie 
mit 60 oder sogar noch früher 
wirklich alle nicht mehr dienst
fähig sind“, sagte Werding.

Fast ein Fünftel der 2023 Neu
pensionierten wurde zudem 
wegen Dienstunfähigkeit in 
den Ruhestand versetzt, mit 
durchschnittlich nur 56 Jahren 
und drei Monaten. Der Vorsit
zende des Deutschen Beam
tenbunds (dbb), Ulrich Silber
bach, warnt regelmäßig vor 
Fachkräftemangel, dem Über
stundenberg der Bundesbeam
ten und einer Überlastung der 
Bediensteten, weil es immer 
mehr Gesetze und Verordnun
gen zu kennen und beachten 
gilt. All dies führe zu gesund
heitlichen Problemen, wegen 
derer wiederum viele Beam
tinnen und Beamte früher in 
 Pension gingen.  
Wirtschaftswoche,  
21. Februar 2025 bh



Neujahrsempfang

„Das Bashing gegen Bundesbehörden macht mir Sorgen“
Unter dem Motto „Bundesverwaltung im Wahl
jahr – was fordern Parteien, was die Beschäftig
ten?“ fand am 28. Januar 2025 der traditionelle 
Neujahrsempfang des vbob statt.

In ihrer Eröffnungsrede sprach 
die stellvertretende Bundes
vorsitzende Claudia Goeke un
ter anderem von der Leistungs
fähigkeit des öffentlichen 
Dienstes in der Breite, aber 

auch den steigenden Anforde
rungen in der unmittelbaren 
Kommunikation mit zuneh
mend an der Bürokratie zwei
felnden Bürgerinnen und Bür
gern. Sie betonte, dass die 

notwendige Veränderung auch 
mit einer steigenden Attrakti
vität für die Beschäftigung in 
der Bundesverwaltung ver
knüpft sein müsse.

In der nachfolgenden Podi
umsdiskussion diskutierten die 
Bundestagsabgeordneten Dirk 
Wiese (stellv. Fraktionsvorsit
zender SPD), Konstatin Kuhle 
(stellv. Fraktionsvorsitzender 
FDP), Marcel Emmerich (Ob

mann Innenausschuss Bündnis 
90/Die Grünen) und Josef Os
ter (Obmann Innenausschuss 
CDU/CSU) untereinander und 
mit dem Publikum über die 
Anforderungen an eine moder
ne Gesetzgebung und Verwal
tung in einer sich rasant ver
ändernden Welt und welche 
Chancen für die Beschäftig
ten – insbesondere in der Bun
desverwaltung – sich damit 
verbinden. cg

Nachruf

Manfred Stückrath, Ministerialrat a.D.
Am 17. Januar 2025 musste der Bundesvorstand der 
vbob Gewerkschaft Bundesbeschäftigte Abschied 
von seinem langjährigen Mitglied Manfred Stückrath 
nehmen, der im Alter von 86 Jahren verstorben ist. 

Manfred Stückrath führte ne
ben seiner beruflichen Auf
gabe als Leiter des Inneren 
Dienstes im Bundesministeri
um der Justiz die Fachgruppe 
des vbob mehrere Jahre als 
Vorsitzender und legte damit 
den Grundstein für die Arbeit 

des vbob im Bundesministe
rium der Justiz. Auch nach 
seiner Pensionierung blieb er 
dem vbob weiter eng verbun
den und wurde 2002 auf dem 
Bundesvertretertag des vbob 
zum Vertreter der vbob Ru
hestandsbeamten und Rent

ner gewählt. Bis 2010 führte 
er dieses Amt mit hohem En
gagement, Freundlichkeit 
und fachlicher Kompetenz 
aus.

2011 wurde ihm für sein ge
sellschaftliches Schaffen das 
Bundesverdienstkreuz am 
Bande verliehen. 

Sein Tod erfüllt uns mit Trau
er. Unser Mitgefühl gehört 
seiner Familie. 

Wir werden sein Andenken in 
Ehren halten.

Der Bundesvorstand
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 < Josef Oster, Marcel Emmerich, Claudia Goeke, Konstantin Kuhle und Dirk Wiese (von links) diskutierten angeregt mit unseren Gästen.
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